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Korreferat 

von P a ulK I e m m er, Bochum 

Der vorstehende Beitrag von Jochimsen und Willer hat recht eindrucksvoll nachgewiesen, daß 
fUr eine institutionelle Aufspaltung der Strukturpolitik in einen agrarisch orientierten und einen 
regionalwirtschaftlich ausgerichteten Bereich heute kaum mehr ein Uberzeugendes Argument vor­
gebracht werden kann. Vielmehr muß ein großer Teil der mangelnden Effizienz der praktizierten 
Agrarpolitik den ungenUgenden institutionellen Voraussetzungen angelastet werden, d.h. einem 
Verwaltungsaufbau, der nicht mehr den AufgabensteIlungen der heutigen Agrar-, Regional- und 
Verkehrspolitik gerecht wird. 

Die Real isierung umfassender agrarpol itischer Strategien erfordert heute das Hitigwerden 
mehrerer Ressorts bzw. Kompetenzbereiche, wobei die Vertreter der hierbei angesprochenen 
Institutionen jedoch zumeist nur ungern bereit sind, ihre isol ierten Einzelvorstellungen in eine 
umfassende Gesamtkonzeption einzubringen. fv4an kann somit vielfach von der berechtigten Hypo­
these ausgehen, daß die Mitgl ieder bUrokratischer Organisationen sich nur dann an den Gesamt­
interessen orientieren, wenn dies auch den Einzelinteressen der von ihnen vertretenen Institutio­
nen dient. Eine solche Verhaltensweise ist nicht Ausdruck einer irgendwie gearteten bösen Ab­
sicht, sondern das Ergebnis bestimmter Spielregeln, an die sich die Mitglieder dieser Organisa­
tionen halten mUssen, wenn sie beruflich Erfolg haben wollen. 

Bei der Frage nach den möglichen Vorschlägen fUr eine Verbesserung dieser institutionellen Vor­
aussetzungen bzw. des Abbaus des behördl ichen Handlungswiderstands stößt man auf zwei große 
Ansatzpunkte, nämlich erstens eine Verbesserung der Zusammenarbeit bei gleichzeitigem Weiter­
bestehen der bisherigen Institutionen und zweitens eine Änderung der Aufgabenverteilung durch 
Neuabgrenzung der Kompetenzbereiche bzw. durch die Verschmelzung vorgegebener Behörden. 
Zu beiden Ansatzpunkten werden in den vorausgegangenen Beiträgen Vorschläge gemacht, zu 
denen im folgenden Stellung bezogen wird. 

Sieht man die Möglichkeit einer Neuabgrenzung bzw. Verschmelzung von institutionellen Kom­
pentenzbereichen angesichts des zu erwartenden Widerstands der Behörden als im Moment noch 
nicht realisierbar an, so bleibt die Frage nach den Ansatzpunkten für eine bessere Koordination 
der vielen isolierten Einzelplanungen. 

Geht man von einem umfassenden Konzept der Agrarpolitik aus, d.h. von einer integrierten 
Agrar-, Regional-, Verkehrs- und Sozial planung, dann ist dies angesichts der Vielzahl von 
Plänen und Programmen, die auf Bundes- und Länderebene bestehen, eine fast unlösbare Auf­
gabe. Gerade aus diesem Grund kommt dem in Arbeit befindlichen Bundesraumordnungsprogramm 
eine entscheidende Bedeutung zu. Die ihm gestellte Aufgabe lautet ja, eine Koordination, d. h., 
eine systematische Abstimmung bzw. einen möglichst verbindlichen Orientierungsrahmen für alle 
raumwirksamen Planungen und fv4aßnahmen zu schaffen. 

Eine Verbesserung der Koordination wird schon dann erreicht, wenn es der Wissenschaft gel ingt, 
Uberzeugendere Diagnose- und Prognoseinstrumente zu liefern. Gerade der Tatbestand, daß sich 
viele ökonomische Zusammenhänge bis jetzt noch einer exakten Erfassung entziehen, eröffnet 
einen Spielraum, der zur Verabsolutierung von Tei I interessen fuhren kann. Dies gilt vor allem 
für den Bereich der regionalen Wirtschaftspolitik, insbesondere für die mannigfaltigen Beziehungen 
zwischen Infrastruktur und Regionalentwicklung. Die Diskussion auf der letztjährigen Tagung des 
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Vereins für Sozialpolitik (1) hat deutlich gemacht, daß es einfacher ist, von der generellen Be­
deutung der Infrastruktur zu sprechen, als konkrete Vorschläge im Hinblick auf die jeweils not­
wendige Bündelung bzw. zeit I iche Reihenfolge solcher Basisinvestitionen zu machen. 

Es ist aber nicht nur die ungenügende Vorstellung vom Wirkungszusammenhang, die eine Zusam­
menarbeit zwischen verschiedenen Einzelressorts erschwert, sondern auch die teilweise sehr vage 
Umschreibung der anzustrebenden Ziele. Jochimsen hat z.B. auf die unbestimmten Ziele des 
Raumordnungsgesetzes hingewiesen, die einen Interpretationsspielraum zulassen, der ebenfalls 
diesen Ressortegoismen zu Hilfe kommt. Die meisten Landespläne stehen dem Bundesraumordnungs­
gesetz in dieser Hinsicht kaum nach. Unbestimmtes zu koordinieren, ist jedoch eine kaum lös­
bare Aufgabe. 

Es gilt im Zusammenhang mit der Ziel- und Mitteldiskussion vor allem zwei wichtige Aufgaben 
zu lösen, nämlich Kriterien und Maßnahmen zu finden für eine wachstumsadäquate bzw. für 
eine versorgungspolitisch ausgerichtete Raumordnungspolitik. Während derwachstumspolitisch 
orientierte Ansatz noch große Schwierigkeiten bereitet, und es insbesondere der Wissenschaft 
bisher noch nicht gelungen ist, einen befriedigenden Indikator für das vielzitierte regionale 
Entwicklungspotential zu finden, sind bei der verteilungspolitischen Raumordnungspolitik doch 
bereits gewisse Ansätze zu erkennen. Man sieht heute generell ein, daß es nicht möglich ist, 
jedem Landwirt seinen industriellen Arbeitsplatz bzw. seine Mittelpunktschule vor der Haus-
türe zu präsentieren, sondern akzeptiert immer mehr das in den bei den vorausgegangenen Refe­
raten angesprochene Schwerpunktprinzip. Sowohl in den Ausführungen von Jochimsen und 
Willer als auch in dem Vortrag von Bäventers wurden hierzu sehr konkrete Zahlen genannt. 

Willer wies z. B. auf die Zahl von 20000 Einwohnern hin, die heute in der Praxis als Richtgröße 
der industriellen Förderungswürdigkeit angesehen wird. Auch von Böventer sieht für eine Indu­
strial isierungspol itik von K lein- und Kreisstädten nur dann eine Chance, wenn eine gewisse 
Mindestgröße überschritten wird und legt eine Einwohnerziffer von 25 000 Einwohnern zu Grunde, 
wobei er davon ausgeht, daß darüber hinaus noch ein Einzugsbereich von mindestens weiteren 
25000 Einwohnern vorhanden sein soll. Läßt man einmal die Entwicklungsschwerpunkte von 
Nordrhein-Westfalen außeracht, dann wagt nur das Landesraumordnungsprogramm von Nieder­
sachsen solche Mindestgrößen zu nennen. 

Ich möchte aber darauf hinweisen, daß diese Zahlen nur als Richtgrößen für die Herausarbeitung 
regionaler Arbeitsmärkte verwendet werden können, d.h. von Teilgebieten, in deren Mittel­
punkt sich ein industrialisierungsfähiger Bevölkerungsschwerpunkt befindet, und dessen Grenzen 
durch die Toleranzwerte einer zumutbaren Pendlerentfernung bestimmt werden. Angesichts der 
hier vorgeschlagenen Bevölkerungszahlen können diese Orte höchstens noch die Funktion eines 
Mittelzentrums übernehmen, wobei ich dann die Größenvorstellungen von Böventers bzw. die­
jenigen des Niedersachsenprogramms für realistischer halte. 

Im Zusammenhang mit seinen Ausführungen zum Bundesraumordnungsprogramm kommt Willer 
auch auf Oberzentren zu sprechen und ordnet diesen eine Mindestbevölkerung von ca-.--
40000 Einwohnern zu. Ich glaube jedoch, daß diese Einwohnerzahl als noch zu gering anzu­
sehen ist. Die bisherigen Erfahrungen, insbesondere auch die empirischen Untersuchungen von 
Wagener (2) zeigen recht deutlich, daß solche Orte, - wenn sie ihre Versorgungsaufgabe als 
Oberzentrum befriedigend erfüllen sollen, - mehr als 150 000 Einwohner aufweisen müssen. 

Ein typisches Beispiel für die Lösung der hier angesprochenen Integrationsaufgabe durch Ände­
rung der Kompetenzbereiche ist die vieldiskutierte Gebiets- und Verwaltungsreform. Betrachtet 
man die bisher unternommenen Verbesserungsversuche, so muß man sich aber fragen, ob es nicht 
zweckmäßiger gewesen wäre, vor der Neuabgrenzung der räuml ichen Kompetenzbereiche eine 
Funktionalreform durchzuführen. Man hätte zunächst überlegen müssen, welche relevanten Auf-
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gabensteIlungen sich auf verschiedenen Ebenen ergeben, welche Funktionsbündelungen sich an­
gesichts dieser Aufgaben anbieten, und wie sie den neu zu schaffenden Institutionen zuzuord­
nen sind. Statt dessen hat man zumeist den zweiten Schritt zuerst getan mit dem Ergebnis, daß 
Widersprüche auftreten können. 

Betrachtet man die vielfältigen Schwierigkeiten, mit denen die praktische Koordinationsarbeit 
verbunden ist, so wäre eine überministerielle Zentralstelle wünschenswert, die bei Entscheidungs­
konflikten verbindliche Anweisungen treffen kann. Ein derartiges Zentralmanagement müßte je­
doch im Idealfall über die bloße Koordination von Ministerien hinausgehen. Dies würde aber in 
der Praxis einer Aufgabe des herrschenden Ministerialprinzips gleichkommen und erscheint darum 
z.Zt. noch in starkem t-klße illusorisch. Berücksichtigt man weiterhin den Tatbestand des Föde­
ralismus, so bleibt als weiterer Vorschlag die Bildung eines der konzertierten Aktion vergleich­
baren Gremiums, eine Institution, in deren Richtung die Ministerkonferenz für Raumordnung ten­
diert. In Anlehnung an neuere Organisationsformen der Großindustrie könnte man schließlich 
noch den Gedanken des Projektmanagements aufgreifen. Hierbei wird ein System geschaffen, 
welches der hierarchischen Ordnung weitgehend entzogen ist, und zwar in Form einer multifunk­
tionalen ProblemlösungsgJ\Jppe, deren Zusammensetzung ausschließlich von Zielvorstellungen 
geprägt ist. Es wäre in diesem Zusammenhang äußerst interessant zu erfahren, wie sich Jochimsen 
und Willer die von ihnen genannten Aufbaugesellschaften vorstellen, insbesondere wie sie das 
Problem einer integrierten Regional- und Agrarpolitik lösen können, ohne mit den politischen 
Entscheidungsträgern in Konflikt zu kommen. 
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